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K 0190/2025 (DDI) 

Kleine Anfrage Beat Künzli (SVP, Laupersdorf): Patriarchat oder Parallelgesellschaft? (10.09.2025) 

 

Die linke Rhetorik rund um den Begriff «Femizid» macht Schule – auch im Kanton Solothurn. In der Kleinen 

Anfrage K 0105/2025 «Kleine Anfrage Marlene Fischer (Grüne, Olten): Was tut der Kanton Solothurn gegen 

Femizide?» vom 6. Mai 2025 bezeichnet die grüne Kantonsrätin Marlene Fischer Tötungen von Frauen 

explizit als Resultat patriarchaler Machtverhältnisse in unserer Gesellschaft. Sie fordert implizit eine 

ideologisch gefärbte Sichtweise, in der jede Gewalttat gegen eine Frau in ein strukturelles Gesamtbild der 

Unterdrückung eingeordnet wird – ganz unabhängig von den tatsächlichen Tätern, ihren kulturellen 

Hintergründen oder den individuellen Umständen. 

Der Begriff Femizid, der von linken Aktivistinnen und Kreisen wie «stopfemizid.ch» genutzt wird, ist 

rechtlich und kriminalistisch in der Schweiz nicht definiert. Er wurde vom Bundesrat bereits 2020 bewusst 

abgelehnt (Interpellation Ständerat 20.3505). Trotzdem wird versucht, ihn politisch zu etablieren – nicht, 

weil er Klarheit schafft, sondern weil er ein verzerrtes Narrativ bedient. 

Wer den Schutz von Frauen wirklich ernst nimmt, muss dorthin schauen, wo die Täter sind, und darf nicht 

aus Feigheit oder politischer Korrektheit schweigen, wenn die Gewalt aus gewissen Kulturkreisen importiert 

wird. 

Der Schutz von Frauen ist ein zentrales Anliegen, das nicht parteipolitisch oder ideologisch vereinnahmt 

werden darf. Wer Gewalt nur dann benennt, wenn sie ins eigene Weltbild passt, handelt fahrlässig. Der 

Begriff «Femizid» vernebelt den Blick auf reale Gefahrenquellen und verharmlost den Anteil von Tätern aus 

patriarchalisch geprägten Migrationskulturen. Es braucht keine feministische Symbolpolitik, sondern 

konsequente Aufklärung, Strafverfolgung, Rückführungen und eine ehrliche Migrationsdebatte – zum 

Schutz der Frauen und der inneren Sicherheit. 

 

Daher bitten wir den Regierungsrat, um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Teilt der Regierungsrat die Ansicht, dass der Begriff «Femizid» kein rechtsgültiger oder kriminalistisch 

sauber definierter Begriff ist und somit politisch-ideologisch aufgeladen wird? 

2. Wie viele Tötungsdelikte an Frauen wurden in den letzten zehn Jahren im Kanton Solothurn verübt – 

aufgeschlüsselt nach Jahr, Nationalität der Täterschaft und Aufenthaltsstatus? Nach erfolgter Analyse 

bitten wir den Regierungsrat, dies im Verhältnis der ausländischen Staatsbürger zu den Schweizer 

Bürgern einzuschätzen. 

3. In wie vielen dieser Fälle gab es Hinweise auf kulturell motivierte Gewalt, insbesondere sogenannte 

«Ehrenmorde» oder Fälle, bei denen religiös-patriarchalische Weltbilder eine Rolle spielten? 

4. Wie viele Täter mit ausländischer Staatsangehörigkeit wurden in solchen Fällen strafrechtlich verurteilt? 

Wurde bei diesen Personen eine Ausweisung verfügt oder zumindest geprüft? 

5. Welche Massnahmen wurden seitens des Kantons konkret unternommen, um kulturell bedingte 

Gewaltmuster zu erkennen und zu bekämpfen? Gibt es spezielle Programme für gewaltaffine Männer 

mit Migrationshintergrund? 

6. Bestehen im Kanton derzeit systematische Analysen der Täterherkunft bei schweren Gewaltverbrechen 

an Frauen? Wenn nein, warum nicht? 

7. Welche konkreten Schritte abseits der Prävention sind geplant, um den Schutz potenziell gefährdeter 

Frauen wirksam zu verbessern – jenseits ideologischer Symbolpolitik? 

 

Begründung 10.09.2025: Im Vorstosstext enthalten. 

 



 

Unterschriften: Künzli Beat, Meppiel Andrea, Dick Markus, Fischer Tobias, Frey Thomas, Jacomet Pascal, 
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